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Vorbemerkung Fragesteller: 

In eigener Sache erklärte die Online-Redaktion hessenschau.de am 13. Mai 2021, dass man fortan 
darauf verzichte, allein das generische Maskulinum zu verwenden; man wolle hierdurch die Viel-
falt in Hessen abbilden. Insbesondere für die jüngeren Kollegen gehöre gendergerechte Sprache 
zum Alltag. Das generische Maskulinum gehöre der Vergangenheit an, heißt es vonseiten der 
Online-Redaktion. 
 
Jedoch lehnen, wie jüngst eine Befragung des Meinungsforschungsinstituts Infratest Dimap für 
die Welt am Sonntag ergeben hat, rund 65 % der Deutschen eine gendergerechte Sprache ab. 
Laut einer repräsentativen Umfrage zwischen dem 4. und 7. Juni 2021 des Meinungsforschungs-
instituts Insa im Auftrag der Jungen Freiheit, sagten zudem 58 % der Befragten, sie empfänden 
es als störend, wenn in den Medien gegendert werde. 
 
Die Rundfunkkommission der Länder hat inzwischen außerdem einen neuen Entwurf des Medi-
enstaatsvertrags erarbeitet. Dieser sieht unter anderem vor, dass sich ARD, ZDF und Deutsch-
landradio der „Sachlichkeit“ sowie einer „nicht-spaltenden Kommunikation“ verpflichtet fühlen 
sollen. In einer wieder gestrichenen Anmerkung waren zudem Vorschläge zu lesen wie: „diskri-
minierungsfreies Miteinander“ und „Gleichstellung der Geschlechter“. Dies berichtete die Welt 
am 8. Juni 2021. 
 
Diese Vorbemerkung vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:  
 
Frage 1. Worin besteht nach Auffassung der Landesregierung die grundsätzliche Motivation, eine gender-

gerechte Sprache in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten einführen zu müssen und wie 
bewertet die Landesregierung diesen Schritt (Bitte begründen.)? 

 
Es ist nicht Aufgabe der Landesregierung, Motivationsforschung bei den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten zu betreiben oder die dortige Verwendung gendergerechter Sprache zu bewer-
ten. Aufgrund des verfassungsrechtlichen Gebots der Staatsferne des Rundfunks ist der Landes-
regierung vielmehr jegliche Einflussnahme auf die Programmgestaltung verwehrt. Unabhängig 
hiervon hat gendergerechte Sprache das Ziel, die Gleichstellung von Frauen und Männern auch 
sprachlich zum Ausdruck zu bringen. So ist etwa in § 1 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Gleichbe-
rechtigungsgesetzes explizit geregelt, dass Rechts- und Verwaltungsvorschriften die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern sprachlich zum Ausdruck bringen sollen. Zu der Frage, wie dies 
möglichst verständlich und klar umgesetzt werden kann, wird auf das bereits 2008 vom Bundes-
ministerium der Justiz herausgegebene Handbuch der Rechtsförmlichkeit verwiesen. Der darin 
enthaltene Abschnitt „Sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern“ ist auszugsweise 
als Anlage zu dieser Antwort beigefügt. Hiernach folgt aus dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen nach Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes, dass sich die Vorschrif-
ten in der Regel in gleicher Weise an Männer und Frauen richten. In Vorschriftentexten darf 
hiernach die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern jedoch nicht auf Kosten der 
Verständlichkeit oder der Klarheit gehen. Das Handbuch enthält insoweit mehrere Anwendungs-
beispiele etwa für geschlechtsneutrale Personenbeschreibungen oder Pluralformen, die die sprach-
liche Gleichbehandlung zum Ausdruck bringen, ohne dass dies verpflichtend vorgegeben wird. 
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Frage 2. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass man mit der Verwendung gendergerechter Sprache 
„Sachlichkeit“ wahrt und sich einer „nicht-spaltenden Kommunikation“ bedient? 

 
Nach Auffassung der Landesregierung soll gendergerechte Sprache – wie Sprache überhaupt – 
nicht spalten, sondern verbinden. Die Landesregierung sieht sich damit in Übereinstimmung mit 
den von der ganz überwiegenden Mehrheit des Landtags in der Plenarsitzung vom 17. Juni 2021 
zu diesem Thema geäußerten Überzeugungen. 
 
Frage 3. Wird die Verwendung gendergerechter Sprache vonseiten der hessenschau für alle Mitarbeiter vor-

geschrieben oder ist die Verwendung freiwillig, bzw. handelt es sich nur um eine Empfehlung? 
 
Nach einer hierzu von der Landesregierung eingeholten Stellungnahme des Hessischen Rundfunks 
ist es Ziel des Hessischen Rundfunks, alle Menschen mit seinen Angeboten anzusprechen. Dies 
habe die Geschäftsleitung des Hessischen Rundfunks beschlossen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
gebe es eine Vielzahl sprachlicher Möglichkeiten. Welcher Möglichkeiten sich eine Redaktion 
bediene, entscheide sie selbst. 
 
In der linearen Ausgabe der „hessenschau“ im hr fernsehen solle durch geeignete Formulierungen 
möglichst kein Geschlecht ausgeschlossen werden. Die Nutzung des gesprochenen „Genderstern-
chens“ sei dabei weder in der Moderation noch in Beiträgen vorgesehen. 
 
Frage 4. Auf wessen Initiative ist die Verwendung gendergerechter Sprache in der Online-Redaktion hes-

senschau.de zurückzuführen? 
 
Der Hessische Rundfunk weist in seiner hierzu eingeholten Stellungnahme auf den Beschluss 
seiner Geschäftsleitung hin, nach dem in den Angeboten des Hessischen Rundfunks alle Menschen 
angesprochen werden sollen. Wie die Redaktionen dies im Einzelnen für ihre Angebote und Pro-
gramme umsetzen, bleibe ihnen überlassen und bilde auch die Vielfalt innerhalb des Hessischen 
Rundfunks ab. Im Fall von hessenschau.de habe sich die Redaktion überlegt, wie diese Vorgabe 
umgesetzt werden soll und sich darauf geeinigt, durch geeignete Formulierungen alle Geschlech-
ter anzusprechen. Sonderzeichen wie der Doppelpunkt sollten dabei die Ausnahme bleiben. 
 
Frage 5. Existiert vonseiten der hessenschau oder vonseiten des Hessischen Rundfunks selbst, ein Leitfaden 

oder eine Broschüre über die korrekte Verwendung gendergerechter Sprache (Falls zutreffend, bitte 
anhängen und entstandene Kosten angeben.)? 

 
Nach Auskunft des Hessischen Rundfunks gibt es keine Dienstanweisung zur Verwendung gen-
dergerechter Sprache. Weitere Informationen seien beim Hessischen Rundfunk zu erfragen. 
 
Frage 6. Hat es vonseiten des Hessischen Rundfunks Kurse bzw. Seminare (intern/extern) zur korrekten 

Verwendung gendergerechter Sprache für die Mitarbeiter gegeben (Falls zutreffend, waren diese 
verpflichtend.)? 

 
Nach Mitteilung des Hessischen Rundfunks ist dies nicht der Fall. Es habe freiwillige Diskussi-
onsveranstaltungen gegeben, in denen Anregungen zur Nutzung gendergerechter Sprache gegeben 
worden seien. 
 
Frage 7. Wurden für das Vorhaben, auch alte Artikel und Publikationen abgeändert (Falls ja, bitte unter 

Angabe des Arbeitsaufwandes aufschlüsseln.)? 
 
Nach Auskunft des Hessischen Rundfunks sind journalistische Angebote nicht abgeändert worden. 
Auf der Unternehmensseite des Hessischen Rundfunks www.hr.de würden die Texte entspre-
chend angepasst, wenn sie ohnehin aktualisiert werden. 
 
Frage 8. Wie steht die Landesregierung dazu, dass es mehrere Empfehlungen zur „Leichten Sprache“ gibt, 

in der die gendergerechte Sprache nicht angewandt werden soll, da diese die Lesbarkeit erschweren 
würde? 

 
Die eingangs bereits angeführte Auffassung der Landesregierung, nach der Sprache verbinden 
und nicht spalten soll, gilt auch im Kontext der Leichten Sprache. Nach § 12a Abs. 1 des Hessi-
schen Behinderten-Gleichstellungsgesetzes sollen Träger öffentlicher Gewalt mit Menschen mit 
geistigen oder seelischen Behinderungen in einer für sie leicht verständlichen Sprache kommuni-
zieren. Während gendergerechte Sprache Frauen und Männer sprachlich verbinden soll, soll 
Leichte Sprache Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen mit Menschen ohne solche Beein-
trächtigungen verbinden. Zum Thema „Gendern in Leichter Sprache“ sei beispielsweise auf die 
website genderleicht.de hingewiesen. Dort wird empfohlen, in Leichter Sprache leicht verständ-
liche und möglichst bekannte Wörter zu verwenden. Sonderzeichen dürfen in Leichter Sprache 
hiernach nicht verwendet werden, da sie die Texte zu schwer verständlich machen. Für ein 
„Gendern in Leichter Sprache“ wird auf der website empfohlen, auf Alternativen umzuschwen-
ken, auch wenn diese nicht alle Geschlechter einschließen. 
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Frage 9. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung vor, dass die Verwendung gendergerechter Spra-
che eine Abbildung der Vielfalt bewirkt, wenngleich ein Großteil der Bevölkerung diese Sprachre-
gulierung ablehnt (Bitte belegen.)? 

 
Nach Auffassung der Landesregierung kann die Verwendung gendergerechter Sprache in erster 
Linie die Gleichstellung von Frauen und Männern sprachlich zum Ausdruck bringen; genderge-
rechte Sprache darf jedoch nicht zu Lasten der Verständlichkeit und Klarheit gehen. 
 
Andererseits wurde in der öffentlichen Diskussion über das Thema jüngst auch darauf hingewie-
sen, dass eine apodiktische Umsetzung von gendergerechter Sprache nicht an der Lebenswirk-
lichkeit derjenigen Bürgerinnen und Bürger vorbeigehen dürfe, die sich kulturell marginalisiert 
und bevormundet fühlen (vgl. hierzu Melanie Amann in: Der Spiegel Nr. 25 vom 19. Juni 2021, 
Seite 6). 
 
Frage 10. Inwieweit sieht die Landesregierung die Gefahr, dass angesichts solcher Sprachregelungen in Teilen 

der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten die Akzeptanz in der Bevölkerung grundsätzlich leiden 
könnte (Bitte begründen.)? 

 
Die Landesregierung sieht insofern keine Gefahr, als keine verpflichtenden „Sprachregelungen“ 
für gendergerechte Sprache für die Bevölkerung bestehen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass 
sich Sprache kontinuierlich weiterentwickelt und gendergerechte Sprache Teil dieses Entwick-
lungsprozesses ist. Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 9 verwiesen. 
 
 
Wiesbaden, 14. Juli 2021 

Axel Wintermeyer 
 
 
 

 
Anlage 
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